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Vorwort

Mit dieser Sammlung der wichtigsten Kernthemen der Ausbil-
dung im mittleren Dienst bei der Polizei Baden-Württemberg 
möchte ich vor allem die Kolleginnen und Kollegen ansprechen, 
die kurz vor einer Prüfung stehen.

Die Stoffsammlung entstand vor allem aus meinen eigenen Lern-
unterlagen für die Laufbahnprüfung und wurde durch Erklärun-
gen in eigenen Worten und Beispielen ergänzt. Quasi ist hier der 
Lernstoff nochmals aus Schülersicht zusammengefasst und soll 
für den einen oder anderen eine Hilfe zum besseren Verständnis 
der Lerninhalte darstellen.

Das Buch erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, im Gegen-
teil: Die Themen sind bewusst so gehalten, dass meist nur die 
Grundlagen dargelegt und nicht bis ins Detail vertieft werden, was 
als Ergänzung zum unterrichteten Stoff für die finale Prüfungsvor-
bereitung aber ausreichend ist. Komplexe Themenbereiche wie 
beispielsweise das Ausländerrecht oder auch Umwelt- und Ab-
fallrecht wurden bewusst nicht mit aufgenommen, da diese Be-
reiche ständigem Wandel unterliegen und bereits gute Nachschla-
gewerke anderer Kollegen hierzu existieren.

Herzlichen Dank möchte ich noch an meinen Klassenlehrer in der 
Ausbildung und Freund Hans Beck richten, der mich letztendlich 
dazu ermutigt und gefördert hat, meine Lernunterlagen zu diesem 
Buch zusammenzufassen, und mir dabei stets mit Rat und Tat zur 
Seite stand.

Die 5. Auflage wurde umfassend aktualisiert und berücksichtigt 
dabei auch das neue Polizeigesetz BW vom 6. Oktober 2020 (GBl. 
S. 735). Die 6. Auflage wurde an den Lehrplan der Ausbildungs-
reform ab September 2022 angepasst.

Mühlheim a. d. D., im Februar 2023 Dennis Klaiber
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1.�	� Staats- und Verfassungsrecht

1.1�	� Grundsätzliches

Grundrecht ist kein Rechtsgut!

Grundrechte = Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat/staat-
liche Eingriffe.

Rechtsgüter = Schützen staatliche Interessen der Bürger unterei
nander.

1.2�	� Grundrechtsarten

Generelle Einteilung (hinsichtlich der Personengruppe):

–	 Menschenrechte: stehen allen Menschen zu, auch Ausländern.

Formulierung: „Jeder“, „Alle Menschen“, „Niemand darf“

Beispiele: Würde des Menschen (Art. 1 Abs. 1 GG), freie Entfal-
tung der Persönlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG), Recht auf Leben, kör-
perliche Unversehrtheit, Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 GG).

–	 Bürgerrechte: stehen nur den Staatsbürgern zu.

Formulierung: „Alle Deutschen“

Beispiele: Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG), Freizügigkeit 
(Art. 11 GG), Freiheit der Berufswahl (Art. 12 GG).

Beachte aber: Diskriminierungsverbot für EU-Bürger gemäß Art. 18 
AEUV, sog. „Deutschen-Grundrechte“ sind analog anzuwenden.

Spezielle Einteilung (hinsichtlich des Inhalts):

–	 Freiheitsrechte

Hauptfreiheitsrecht: freie Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 
Abs. 1 GG – lex generalis).

Spezielle Freiheitsrechte: Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 GG), 
Meinungsfreiheit (Art. 5 GG).
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1.  Staats- und Verfassungsrecht

–	 Gleichheitsrechte

Hauptgleichheitsrecht: Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 3 
Abs. 1 GG – lex generalis).

Spezielle Gleichheitsrechte: Gleichheit von Mann/Frau (Art. 3 
Abs. 2 GG), gleiches Wahlrecht (Art. 38 GG).

–	 Schutzrechte

Recht auf Leben/körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 GG).

Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 GG).

Asylrecht (Art. 16a GG).

1.3�	� Grundrechtsschranken

Gewährleistung der Grundrechte kann nicht zu ihrer absoluten 
Unantastbarkeit führen – keine unbegrenzte Ausübung durch den 
Einzelnen.

Schrankenlose Grundrechte sind undenkbar.

Schranken sind sog. „Erlauber“.

Der Staat darf aber auch nicht beliebig in die Grundrechte eingrei-
fen, sondern nur zum Schutz der Allgemeinheit oder zum Schutz 
von Grundrechten Dritter.

Drei Schrankenarten:

–	 Verfassungsunmittelbare Schranke

Begrenzung ist im Grundrecht ausdrücklich festgelegt.

Beispiel: „… sofern es nicht die Rechte anderer verletzt …“

–	 Vorbehaltsschranke (Gesetzesvorbehalt)

Gesetzgeber wird ausdrücklich ermächtigt, den Umfang und 
die Grenzen im Einzelnen festzulegen (einfacher und qualifi-
zierter Gesetzesvorbehalt).

Beispiel: „… darf nur aufgrund eines Gesetzes eingegriffen wer-
den.“ (einfacher); Art. 11 Abs. 2 GG (qualifizierter).
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1.6  Grundrechte

–	 Verfassungsimmanente Schranke

Auch ungeschriebene Schranke genannt (es steht nichts in der 
Verfassung). Grundrechte haben dort immanente Schranken, 
wo sie mit den Grundrechten anderer Verfassungsnormen kol-
lidieren.

Beispiel: Art. 5 Abs. 1 GG.

1.4�	� Grundrechtsträger

Schutzbereich:

Natürliche Person: jeder Mensch ist grundrechtsfähig.

Juristische Person: genießt Grundrechtsschutz, sofern das Grund-
recht auf sie anwendbar ist.

1.5�	� Grundrechtsadressat

Wer muss sein Handeln an den Grundrechten ausrichten? Wer 
muss sie beachten? Grundsätzlich ist dies der Staat bzw. jeder Trä-
ger öffentlicher Gewalt (seine Organe), so auch die Exekutive und 
der PVD als Teile davon.

1.6�	� Grundrechte

1.6.1�	� Menschenwürde (Art. 1 GG)

	 Absatz 1:

Fundamentale Bedeutung von Art. 1 GG.

Tragendes Verfassungsgebot und gilt uneingeschränkt für alle 
Rechtsgebiete.

Genießt höchsten Rechtswert und ist Mittelpunkt des Wertesys-
tems im GG.
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1.  Staats- und Verfassungsrecht

Würde des Menschen ist unverlierbar und unveräußerlich; sie 
steht niemandem zur Disposition; der Staat kann sie nicht ab-
erkennen!

Würde ergibt sich aus der bloßen Tatsache des „Menschseins“.

	 Grundrechtsträger:

Jeder Mensch von Geburt bis zum Tode.

Ebenso ungeborenes Leben.

	 Schutzbereich:

„Die Menschenwürde besteht darin, dass der Mensch als geistig sitt-
liches Wesen darauf ausgelegt ist, in Freiheit und Selbstbewusstsein 
sich selbst zu bestimmen und in der Umwelt auszuwirken.“ (BGH)

Eine allgemeingültige Definition gibt es nicht.

Auslegung kann auf die Situation ankommen.

Menschenwürde ist immer dann verletzt, wenn der Mensch einer 
Behandlung ausgesetzt wird, die ihn zum bloßen Objekt staatli-
chen Handelns degradiert, z. B. Sklaverei, Experimente, Folter etc.

	 Absatz 2:

Bekenntnis zu den Menschenrechten als Grundlage jeder mensch-
lichen Gesellschaft als Folge der Bedeutung der Menschenwürde.

	 Absatz 3:

Bindung der drei Gewalten (Legislative, Exekutive, Judikative) an 
die Grundrechte als geltendes Recht.

1.6.2�	� Freie Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG)

	 Grundrechtsart: Menschenrecht

	 Grundrechtsträger: jede natürliche und juristische Person


